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Eine neue Zukunft für Portugal
„Die Portugiesen werden in Kürze spüren, daß wir eine neue Seite in der Ge-
schichte aufgeschlagen haben", erklärte Mario Soares im portugiesischen
Rundfunk, nachdem die Einigung in Brüssel zustande kam und fuhr fort, „alles
was in unserer Industrie und Landwirtschaft obsolet ist, muß verschwinden, um
dem Neuen und der Dynamik Platz zu machen". Binnen fünf Jahren soll Portu-
gal ein „völlig anderes und mit Sicherheit viel besseres Land" werden. In der
Tat handelt es sich für Portugal um die Sanktionierung einer politischen Neu-
orientierung. Mehr als fünfhundert Jahre lang hatte das Land seinen Blick über
das Meer gerichtet und Europa den Rücken zugewandt.

Die 48 Jahre andauernde Diktatur Salazar/Caetano wählte das Motto „orgul-
hosamente so" — stolz allein, um in der Isolation das Rad der Geschichte an
sich vorüberziehen zu lassen, bis schließlich der Militärputsch vom 25. April
1974 dem ,Lusitanischen Popanz' ein schnelles und nahezu unblutiges Ende be-
reitete. Dem ,Fantasma' des immerwährenden Kolonialreichs beraubt, standen
in der revolutionären Phase bis zum 25. November 1975 nicht nur die Frage der
Gesellschaftsform zur Debatte, sondern, wenngleich eng damit verbunden, die
globale Orientierung der auf Festlandsportugal und den zwei Archipelen Azo-
ren und Madeira geschrumpften Nation. Ein Geflecht von Wahlen, Massenmo-
bilisierung gegen die KP und interner Verschiebungen in der Bewegung der
Streitkräfte haben sowohl einen osteuropäischen Weg, als auch die Option ei-
nes Dritt-Weltsystems verworfen.

Schließlich hat Portugal durch den damaligen und j etzigen Ministerpräsidenten
Mario Soares am 28. März 1977 das formelle Beitrittsgesuch an den Ministerrat
der Europäischen Gemeinschaft gerichtet. Abgesehen von der KP, die ihre Nega-
tivhaltung bis heute aufrechterhält, befürworteten alle Parteien den Weg ,nach
Europa'. Zwischenzeitlich ist die Euphorie der Ernüchterung gewichen. Die poli-
tische Absicherung der jungen Demokratie war kein ausreichender Grund mehr
für den EG-Beitritt, auf den man acht Jahre wartete. Die hohen Erwartungshal-
tungen sind durch die Dauerkrise der Gemeinschaft und die schwierige wirtschaft-
liche Lage Portugals deutlich gedämpft worden. Dagegen werden auch die negati-
ven Auswirkungen eines Beitritts zunehmend bewußt und gehen mit der Befürch-
tung einher, die Herausforderung ökonomisch nicht annehmen zu können.
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Die jetzige Oppositionspartei CDS (Centro Democrätico Social), vormals
unter dem Aspekt, vermittels der EG den privatwirtschaftlichen Sektor Portu-
gals zu stärken, EG-Befürworter, nimmt eine zunehmend kritische Haltung
ein. Die PSD (Partido Social Democrata), die dem größeren Koalitionspartner
in dieser Frage weitgehend das Feld überlassen hat, äußerte mehrfach Unzu-
friedenheit über den Verhandlungsverlauf. Die Absetzbewegungen in Sachen
Europa eröffnen Raum für spätere Schuldzuweisungen bei eintretenden Nega-
tiveffekten der Mitgliedschaft. Der Konsens der demokratischen Parteien zeigt
Zerfallerscheinungen; die Frage der EG-Integration wird Teil der innenpoliti-
schen Auseinandersetzung.

Das Fortbestehen der Koalitionsregierung und die Präsidentschaftswahlen 1985

Die aus den Wahlen vom 25. April 1983, neun Jahre nach dem Sturz der Dikta-
tur, nach langen Verhandlungen aus den numerisch stärksten Parteien PS
(36,3%) und PSD (27,0%) hervorgegangene Koalition der Mitte, der auf-
grund ihrer ideologischen Heterogenität keine lange Lebensdauer zugeschrie-
ben wurde, konnte sich trotz ökonomischer Krise und Parteienquerelen an der
Macht halten. Keine der sechs provisorischen und neun konstitutionellen Re-
gierungen hat seit der Nelkenrevolution länger regiert. Der Dauerstreit zwi-
schen den verschiedenen Strömungen innerhalb der PSD und zwischen den
Koalitionspartnern, der zwangsläufig das aus 50 Ministern und Staatssekretä-
ren bestehende Regierungsensemble nicht unberührt ließ, führte statt der anvi-
sierten ,remodelac,äo' der Regierung zu mehreren vereinzelten, personellen
Korrekturen in der Regierungsmannschaft, ohne daß der von CDS, PCP und
Teilen der PSD erwünschte Sturz der Regierung erfolgte. Letztendlich hielten
verfassungsrechtliche Gründe die Koalition zusammen. Nach Art. 136 der
Konstitution der portugiesischen Republik hat der Präsident das Recht, die Re-
gierung zu entlassen, die ,Assembleia da Repüblica' aufzulösen und Neuwah-
len anzusetzen. Sowohl die PSD, in stärkerem Maße aber auch die PS hätten
erhebliche Stimmeinbußen zu Gunsten der neugegründeten, ,eanistischen'
PRD (Partido Renovador Democrätico) zu erwarten. Präsident Eanes kann
aber von diesem Recht sechs Monate vor der Neuwahl des Präsidenten keinen
Gebrauch mehr machen, was die Regierung von diesem Damoklesschwert be-
freien würde. Bis Mitte 1985 aber dürfte sie keinen Anlaß für die Intervention
des Staatschefs bieten.

Ende 1985 wird General Ramalho Eanes zehn Jahre lang erster demokra-
tisch gewählter Präsident seit dem Sturz der Diktatur gewesen sein. Er war in
dieser Zeit ausgleichender Faktor, stabilisierendes Element und Garant der
Kontinuität im politischen Geschehen Portugals. Die Nachfolgefrage rückte
schon zwei Jahre vor der 3. demokratischen Präsidentschaftswahl in die tages-
politische Diskussion, da die Verfassung nur eine einmalige Wiederwahl auf
fünf Jahre zuläßt. Seit Frühjahr 1984 werden eine Vielzahl an Namen und Un-
terstützungskoalitionen gehandelt. Unter den potentiellen Kandidaturen zeich-
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nen sich drei aussichtsreiche ab: ein ziviler oder militärischer Kandidat der
PSD, möglicherweise mit Unterstützung des CDS; eine Kandidatur mit Unter-
stützung des amtierenden Präsidenten und der PRD, möglicherweise Frau
Lourdes Pintasilgo, z.Zt. populärste Politikerin Portugals und die Kandidatur
des jetzigen Ministerpräsidenten Mario Soares. Letzerer aber braucht dazu
dringend einen Erfolg, den er aber innenpolitisch nur schwerlich erreichen
wird, angesichts der steigenden Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und der
portugiesischen Spezifität „salärios em atraso": Löhne, die für weit mehr als
100 000 Arbeiter zum Teil schon seit über einem Jahr nicht mehr bezahlt wer-
den.

Die ökonomische Lage Portugals: von Krise zu Krise
Die Gründe für die tiefsitzende wirtschaftliche Dauerkrise Portugals sind be-
reits in der Industrialisierungsstrategie während der Salazar-Diktatur angelegt,
die auf niedrigen Löhnen sowie den Ressourcen des Kolonialreichs basierte
und dem Mutterland eine deformierte Wirtschaftsstruktur hinterließ. Zwar er-
möglichten die erheblichen Goldvorräte in der revolutionären Phase
1974—1975 eine, wenngleich kasuistische Verteilungspolitik, die einen Nach-
fragedruck auslöste, der bei sinkender Inlandsproduktion von explosionsartig
steigenden Importen gedeckt wurde1. Mit sinkenden Exporten, Investitionsra-
ten und Negativwachstum wurde Portugal schnell zum Bittsteller. Die EG
sprang schon 1975 mit Krediten ein und seit 1976 ist der Internationale Wäh-
rungsfonds (IMF) Dauergast im Land der dritthöchsten Pro-Kopf-Verschul-
dung der Welt2. Mittlerweile umfaßt der Schuldendienst fast ein Drittel des
Staatshaushaltes und die Ausgaben für die mehrheitlich defizitären Staatsbe-
triebe engen den Spielraum für korrektive Sektorpolitiken weiter ein. Die ge-
genwärtige Austeritätspolitik unter Federführung des unabhängigen Fachman-
nes und ehemaligen EG-Botschafters Ernäni Lopes zeigt zwar erste Früchte in
Form der Verringerung des Handelsbilanzdefizits von 8,8 Mrd. DM 1983 auf
7,3 Mrd. DM 1984 und der Steigerung der Importdeckungsquote von 56,6 %
auf 66,7 %3, doch wurde der Gürtel zu eng geschnallt. Bei weiter steigenden
Inflationsraten, 1984 bei 29,1 %, und Absinken der Inlandsinvestitionen, ist die
weitere Überalterung der portugiesischen Industrieen zu erwarten. Gleichzeitig
ist das traditionelle ökonomische Ventil, die Emigration von Arbeitskräften,
verstopft. Es leben ca. zwei Millionen Portugiesen im Ausland, davon über ei-
ne Million in den EG-Ländern, vornehmlich in Frankreich. Bedingt durch die
Beschäftigungslage in der EG kehren immer mehr Portugiesen in ihr Heimat-
land zurück4, das die Rücküberweisungen der Emigranten dringender denn je
benötigt. Dies veranlaßte Präsident Ramalho Eanes zu einem eindringlichen
Appell: „Kehrt nicht nach Portugal zurück."5 In diesem Kontext hat auch das
Abschneiden der Nationalen Front Le Pen's bei den 2. Direktwahlen zum Eu-
ropäischen Parlament erhebliche Besorgnis und eine anhaltende Diskussion in
Portugal ausgelöst.
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Die Beitrittsverhandlungen

Im Jahre 1984 konnten keine wesentlichen Dossiers abgeschlossen werden,
weswegen auch schon von einem ,Nulljahr' gesprochen wurde6. Dennoch sind
wesentliche Verhandlungsfortschritte auch bei den schwierigen Dossiers Fi-
scherei, Sozialfragen und Landwirtschaft erzielt worden. Gerade der Agrarsek-
tor, von staatlicher Seite seit Jahrzehnten vernachlässigt, wird zunehmend zum
Sorgenkind der fragilen Wirtschaft. Über zwei Drittel der Agrargüter, vor al-
lem Getreide, müssen importiert werden, belasten die ohnehin defizitäre Han-
delsbilanz mit 1,4 Mrd. DM und gefährden die ökonomische Erholung des Lan-
des. Eine gründliche Reformierung der Produktions- und Vermarktungsorgani-
sation ist dringend erforderlich, ansonsten bestünde die Gefahr, daß das ,Desa-
ster Landwirtschaft in Portugal' nach Ablauf der bis zu zehnjährigen Über-
gangsperioden die längst überwunden geglaubte Nettozahlerfrage wieder nach
oben spülen würde. Beim größten Teil der Sachfragen konnte noch 1984 bei-
derseitige Übereinkunft erzielt werden, die wenigen offenen Fragen waren auf
technischer Ebene geklärt, so daß die Frage des Beitrittsdatums nurmehr vom
politischen Willen der Beteiligten abhing.

Die Beziehungen Portugal — Spanien

Die ohnehin mäßigen bilateralen Beziehungen sind im vergangenen Jahr durch
die einseitige Aufkündigung des Fischereiabkommens von 1968 seitens Portu-
gals belastet worden, das verhindern will, daß Spanien ,historische Rechte' im
Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik der EG geltend macht. Gespräche
über die besonderen Beziehungen während der Übergangszeit sind erst auf
Druck aus Brüssel begonnen worden. Die unterschiedlichen Verhandlungswei-
sen und -ziele erleichtern nicht gerade eine Verständigung. Profunde Mei-
nungsverschiedenheiten wurden anläßlich des Besuchs des portugiesischen Au-
ßenministers Jaime Gama in Madrid deutlich, als die spanische Regierung ihre
Beunruhigung über die ,übermäßigen Konzessionen' zum Ausdruck brachte,
die Portugal gegenüber der EG in einem politischen Wettlauf um den Beitritt
zum Gemeinsamen Markt' einräumt. Diese Haltung schädige die Interessen
Spaniens, da sie seitens der EG als Präjudiz in den Beitrittsverhandlungen mit
Madrid verwendet werde. Den Nutzen daraus könne aber nur die EG ziehen,
sehr wohl auch zum Nachteil Portugals, das seinen Verhandlungsstil wegen den
möglichen kontraproduktiven Effekten nach dem Beitritt noch bereuen könn-
te7. Die Faktizität der parallelen Verhandlungsführung seitens der Gemein-
schaft ist erst spät von portugiesischer Seite begriffen, respektive akzeptiert
worden. Hier ist auch der Grund für die ,unnatürliche' Situation zu suchen, daß
die beiden Beitrittskandidaten sich nie über ihre Verhandlungsstrategie konsul-
tiert haben. Ökonomisch herrschen auf portugiesischer Seite Ängste vor dem
dynamischeren Nachbarn vor, mit dem man traditionell eine negative Handels-
bilanz unterhält. Spanien exportiert diversifiziertere und technologisch höher-
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wertige Güter und wird nach dem Beitritt in einer Vielzahl von Sektoren der
wettbewerbsfähigste Anbieter auf dem portugiesischen Markt sein8. Bislang
waren jedoch zwischen den beiden Beitrittsländern wenig Initiativen zu ver-
zeichnen, das beiderseitige Verhältnis während der Transitionsphase zu reflek-
tieren. Erst nachdem in Brüssel grünes Licht gegeben wurde und die politi-
schen und ökonomischen Beziehungen der beiden iberischen Staaten noch vor
der Unterzeichnung des Beitrittsvertrages abgeklärt sein mußten, hatten sich
die ,Nachbarn wider Willen' auf den Weg der schnellen Einigung begeben.
Auch für das bilaterale Verhältnis Portugal — Spanien gilt, daß der EG-Beitritt
Anstoß zu Überlegungen und Zwang zum Handeln darstellt.

Europaorientierung in den Parteien und der Bevölkerung
Das Christdemokratische Zentrum, das die EG-Mitgliedschaft als Garantie für
Privateigentum zunächst befürwortete, war nach den Erfahrungen in Frank-
reich und oppositionsbedingt am deutlichsten auf Distanz gegangen und forder-
te eine härtere Gangart bei den Verhandlungen, aber auch die Furcht vor dem
möglichen ,Verlust der nationalen Identität' wurde schon in die öffentliche Dis-
kussion eingebracht. Die rechtsliberale PSD hat die Frage des Beitritts zum
Gegenstand der Koalitionsquerelen erhoben, bemängelte den mangelhaften
Informationsfluß innerhalb der Regierung und forderte eine allgemeine Parla-
mentsdebatte zur EG-Integration. In der PS hält die europafreundliche Stim-
mung an, doch werden differenziertere Haltungen bezüglich der ökonomischen
Auswirkungen des Beitritts eingenommen. Die Drohung des Ministerpräsiden-
ten im Januar 1984, daß Portugal mit der EG brechen und sich den USA zu-
wenden könne9, hat keine Wiederholung gefunden und das intensive Bemühen
der Regierung um den ,constat d'accord' unterstreicht die Aufrechterhaltung
der langjährigen ,Option Europa'. Die neugegründete ,eanistische' Partei PRD
(Partei für die Erneuerung der Demokratie) wird die Integration Portugals in
die EG wohl nicht grundsätzlich in Frage stellen. Die KP bleibt ihrer kompro-
mißlosen Neinsagerposition treu.

Obgleich der größte Landwirtschftsverband CAP europafreundlich bleibt,
fürchtet der ihm nahestehende Jungbauernverband AJAP, daß Portugal vom
Gemeinsamen Markt verschluckt wird, wenn nicht baldigst durchgreifende
Maßnahmen im Agrarsektor erfolgen10 und nähert sich in dieser Frage der
linksorientierten CNA, die eine sehr kritische Position bezogen hat. Während
die AIP (Assoziation der portugiesischen Industrie) den Beitritt unter dem
Aspekt der Modernisierung begrüßt, hat der größere und in der Öffentlichkeit
deutlicher auftretende Unternehmerverband CIP mit der Aussage „die EG be-
deutet Zerstörung und Holocaust für Portugal" den Führungsanspruch für die
Ablehnungsfront der politischen Rechten untermauert11. „Die Konföderation
der Portugiesischen Industrie erklärt, . . . , daß die Kosten der Integration Por-
tugals in die EWG, mit den erreichten, bzw. unverantwortlicherweise konze-
dierten Bedingungen, erheblich teurer sind im Vergleich zu dem möglichen Ge-
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winn — falls es einen gäbe." Folglich forderte sie die Suspendierung der Ver-
handlungen, um die „ökonomische und soziale Orientierung des Landes zu
überprüfen, und bot gleichzeitig eine Option an: „Warum nicht in der EFTA
bleiben?"12

Der sozialistisch-sozialdemokratisch orientierte Gewerkschaftsdachverband
UGT befürwortet die Integration Portugals in enger Anlehnung an die zwei
Parteien mit denen er verbunden ist. Dagegen befürchtet die kommunistisch
ausgerichtete CGTP-Intersindical, daß im Namen der EG die Errungenschaf-
ten der Revolution abgebaut werden und den weniger wettbewerbsfähigen In-
dustrien Portugals ein baldiges Ende bevorsteht13.

Der Kenntnisstand der Bevölkerung ist weiterhin schwach entwickelt. Zwar
ist eine Mehrheit von 55,3 % für den EG-Beitritt (22,8 % dagegen, 21,8 % oh-
ne Meinung), nach soziologischer Schichtung aufgeschlüsselt ergibt sich jedoch
nur bei den oberen Schichten mit 65,9 % eine deutliche (24 % dagegen, 9,2 %
o.M.), bei den mittleren Schichten mit 52,8% (23,2% dagegen, 24% o.M.),
eine knappe Mehrheit. Bei den unteren Schichten überwiegt die Meinungslo-
sigkeit mit 71,6 % die Befürworter (20,9 %) und die Ablehner (7,5 %). Was die
Integration Portugals in die EG bedeutet, wußten zwar 63,4% der höheren
Schichten, aber schon 57,4 % der Mittelschichten konnten dies nicht mehr be-
antworten, bei den unteren Schichten erreicht der Prozentsatz volle 100 %. An-
dererseits hält die Mehrzahl der Portugiesen (57,9%) den Integrationsprozeß
für irreversibel14. Diese Situation läßt erwarten, daß die Frage der EG-Mit-
gliedschaft im Nachhinein ein dankbares Feld für politische Schuldzuweisungen
abgeben wird.

Krisenüberwindung durch EG-Mitgliedschaft?
Als am 29. März 1985 die Beitrittsverhandlungen erfolgreich beendet waren,
präsentierte Verhandlungsführer Ernäni Lopes eine positive Bilanz mit den
Worten: „In den wesentlichen Punkten hat es nicht ein einziges Zugeständnis
gegeben."15 Mit der abgestuften Mehrwertsteuerrückerstattung, dem Zugang
zu den Gemeinschaftskrediten in Höhe von 1 Mrd. ECU, den Übergangsbeihil-
fen für Industrie und Landwirtschaft ist — jedenfalls vorläufig — die Nettozah-
lerfrage vom Tisch. Mit dem zu erwartenden Geldtransfer soll die portugiesi-
sche Ökonomie modernisiert werden. Allein die 70 Mio. ECU, die jährlich für
den Agrarsektor bestimmt sind, erhöhen das Budget des Agrarministers um
nicht weniger als 55%. Es werden Finanzspielräume eröffnet, die dem Land
der Austerität ein kleines Wirtschaftswunder bereiten soll. Mit dem „Sprung
nach vorn, in den Fortschritt"16 soll der Rückstand Portugals überwunden wer-
den. Daß der Absprung gelingt, ist Portugal und der erweiterten EG zu wün-
schen, ob er jedoch erfolgt, bleibt aber vor dem Hintergrund der tief sitzenden
Wirtschaftskrise ungewiß.

400 Jahrbuch der Europäischen Integration 1984



Portugal

Anmerkungen
1 Manuel Porto, Portugal: twenty years of

change, in: Allen Williams (Hrsg.), Southern
Europe Transformed - Political and econo-
mic change in Greece, Italy, Portugal and
Spain, London 1984, S. 102.

2 Thomas C. Bruneau, Politics and Nation-
hood. Post-Revolutionary Portugal, New
York 1984, S. 129-132.

3 Vorläufige Zahlen des Instituto Nacional de
Estatisticas, in: O Jornal Exportacäo v.
22.3.1985, S. 1-2.

4 Manuela Silva u.a., Retorno, Emigracäo e
Desenvolvimento Regional em Portugal, Lis-
sabon: Instituto de Estudos para o Desenvol-
vimento 1984.

5 Ramalho Eanes zu portugiesischen Emigran-
ten am 9.5.1984, zitiert nach O Jornal v.
4.1.1985.

6 Europa informacäo, Lissabon, Dez. 1984,
Nr. 20, S. lf.

7 Manuel Lopes, CEE: Madrid acusa Lisboa de

concessöes exageradas, in: O Jornal v.
15.6.1984, S. 2f.

8 Christian Deubner, Guy Clausse u. Michael
Noelke (Hrsg.), Economic Relations betwe-
en Spain and Portugal in a Twelve-Nation
European Community, Brüssel 1984.

9 O diärio v. 27.1.1984.
10 Interview mit AJAP-Präsident Costa e Oli-

veira, „. . . e seremos engolidos pelo Merca-
do Comun"! In: Filcatälogo v. 16. Dez. 1984,
S. 31-33.

11 Ferraz da Costa, Präsident der CIP, in: O
Jornal v. 11.5.1984.

12 Indüstria em revista, Oktober 1984, Nr. 10,
S. 10.

13 Norma Umfrage, publiziert in Semanärio v.
19.1.1985.

14 Kalidäs Bareto, A CEE, os texteis e os tra-
balhadores, in: O Jornal v. 22.3.1985.

15 Diärio de Notfcias v. 2.4.1985.
16 Premierminister Mario Soares, zitiert nach

Diärio de Notfcias v. 1.4.1985.

Weiterführende Literatur
Barroso, Jose Manuel Duräo, Le Systeme Politi-

que Portugals face ä l'Integration Europeenne,
Lissabon: Associacäo Portuguesa para o Estu-
do das Relacöes Internacionais 1983.

Bruneau, Thomas C , Politics and Nationhood.
Post-Revolutionary Portugal, New York: Prae-
ger Publishers 1984.

Deubner, Christian, Spanien und Portugal: Der
unsichere „Europäische Konsens". Der Beitritt
zur EG als soziales und innenpolitisches Pro-
blem, Baden-Baden: Nomos Verlag 1982.

Deubner, Christian, Guy Clausse u. Michael No-
elke (Hrsg.), Economic Relations between
Spain and Portugal in a Twelve-Nation Eur-
opean Community, Brüssel: European Rese-
arch Associates 1984.

Eisfeld, Rainer, Portugals EG-Beitritt, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, Beilage B 27/83 zu
Das Parlament v. 9.7.1983, S. 17-45.

Ferreira, Eduardo de Sousa (Hrsg.), Integracäo
Econömica. Teoria-CEE — A Adesäo de Por-
tugal, Lissabon: edicöes 70 1983.

Payno, Juan Antonio u. Jose-Luis Sampedro, La
Segunda Ampliacion de la C.E.E., Grecia,
Portugal y Espana ante la Comunidad, Madrid:
Banco Exterior de Espana, Servicio de Estudos
Econömicos 1984 (engl. Ausgabe bei MacMill-
an Press Ltd., London).

Portugal e a CEE, mehrere Beiträge, in: Econo-
mia e Socialismo, Lissabon 1984, Nr. 61, S.
7-71.

Romäo, Antonio, Portugal face ä C.E.E.: uma
avaliacäo global do processo de integracäo eco-
nömica, Lissabon: Livros Horizonte 1983.

Williams, Allan (Hrsg.), Southern Europe
Transformed — Political and economic change
in Greece, Italy, Portugal and Spain, London:
Harper and Row 1984.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 401


